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Die EDU will im Grossen Rat ihre Fraktionsstärke ausbauen
Die Thurgauer EDUmöchte in den kantonalenWahlen vom 7. Aprilmit klaren politischenHaltungen undBibelnähe punkten.

Judith Schuck

Wahlziel der Eidgenössischen
Demokratischen Union (EDU)
Thurgau ist es, ihre Sitze im
GrossenRat von fünf auf sieben
auszuweiten.«MitListe 7 sieben
Sitze gewinnen», lautet die Pa-
role vonPräsidentundKantons-
rat Christian Mader, der dieses
Ziel als realistisch einschätzt.
Bei den Nationalwahlen habe
die EDU ihre Wählerprozente
halten können, obwohl die
Chancen auf einen Sitz in Bern
gering gewesen seien. Einige
EDU-Wählerinnenund -Wähler
hätten zudemdie unveränderte
SVP-Liste eingeworfen –undge-
nauaufdieseStimmenzählt die
Thurgauer EDU imApril.

Welche Regierungsratskan-
didierenden sie unterstützen
möchte,will diePartei entschei-
den, nachdem sie sich die ein-

zelnenPersonenangehörthabe,
so Mader bei der Jahrespresse-
konferenz, die im Thurgauer
Zimmer bei EDU-Kantonsrat

Lukas Madörin in Weinfelden
stattfand.WasdieListenverbin-
dung betrifft, antwortetMader:
Die Verhandlungen seien noch

nicht abgeschlossen, aber es
werde die gleiche Listenver-
bindung geben wie bei den
Nationalwahlen. Im Herbst
schloss sich die EDU statt wie
üblichmit der SVPmitAufrecht
zusammen.

«Seit 27 Jahren ist die EDU
im Kanton Thurgau aktiv. Seit-
her orientieren wir uns in der
Lösungsfindung bei Fragen des
täglichenLebens undbei politi-
schenThemenandenunverän-
derten, topaktuellenundzeitlos
gültigenWeisungenderBibel»,
sagt Mader. Er attestiert seiner
Partei eine «berechenbare und
klareHaltung».

Klimakrise sei
nichtbewiesen
Kantonsrat Peter Schenk sieht
sich im Grossratswahlkampf
«derWahrheit verpflichtet»und
möchte sich dem «Übersterb-

lichkeitsrätsel», das er in Zu-
sammenhang mit der Corona-
Impfung setzt, auf die Spur ge-
hen. Ausserdem sieht er die
Klimakrise als nicht bewiesen
an und fordert: «Seriosität der
Klimakrise-Behauptung von al-
len seriösenMedien.»

Fraktionspräsident Iwan
Wüst möchte die Weltgesund-
heitsorganisation WHO ins Vi-
sier nehmen, welche im Mai
2024 zum Abschluss der Ver-
handlungenüber ein internatio-
nales Pandemiegesetz kommt,
um künftig besser auf Pande-
mien reagieren zu können. Er
befürchtet mit diesem Abkom-
meneineBedrohungderDemo-
kratie, da Volk und Kantone zu
wenig Mitspracherecht hätten.
TimmyFrischknecht, Präsident
der Jungen EDU Schweiz, kan-
didiert neu für den Kantonsrat.
Er widmet sich der Thurgauer

Energie. Marcel Wittwer, Vize-
präsidentundseit einemJahr im
Kantonsrat, nimmt sich den
Finanzen an. Die angespannte
finanzielle Lage könne nur
durchweniger Ausgaben in den
Griffbekommenwerden.Unnö-
tig findet er beispielsweise die
Stelle eines Klimaberaters, der
vomKanton finanziert werde.

Den steigendenSchülerzah-
lenkönneauchaufprivaterEbe-
ne mit freien Schulen begegnet
werden.Was die Kinderbetreu-
ung betrifft, sieht Wittwer
mit der Einführung von Kita-
Gutscheinen eine Benach-
teiligungeigenverantwortlicher
Familien.

Kantonsrat Lukas Madörin,
der Familie zu seinem Wahl-
kampfthema macht, will sich
dafüreinsetzen,dassdieBetreu-
ungderKinder durchdieEltern
wieder attraktiver wird.

Die EDU Thurgau will gestärkt aus den kantonalen Wahlen hervor-
gehen. Bild: Judith Schuck

Witzig schweigt, ein Zeuge redet
Amersten Tag des Prozesses gegen den ehemaligen Thurgauer Kantonstierarzt steht Ulrich K. als Privatklägermit im Fokus.

StefanMarolf

Eigentlich ist Ulrich K. im Pro-
zess gegen den ehemaligen
ThurgauerKantonstierarztPaul
Witzig nur Privatkläger. Trotz-
dem war er am Mittwoch, dem
ersten Prozesstag, die Haupt-
figur. Er erschien mit blau-grau
kariertem Hemd, braunem Fa-
serpelzundschwarzemHut, die
Akten hatte er – wie schon vor
knapp einem Jahr beimProzess
gegen ihn in Arbon – in einer
PlastiktaschedesKleiderladens
«Chicorée» bei sich.

Nach dem Gang vorbei an
Video- und Fotokameras setzte
sich K. im grossen Saal des Be-
zirksgerichts Frauenfeld anden
ihmzugewiesenenPlatz.Er soll-
tedenganzenTag langkeinein-
ziges Wort verlieren – ganz an-
ders sein Verteidiger Rainer
Niedermannneben ihm.Gleich
zu Beginn wendete sich dieser
der Anklageschrift zu. Sie war,
das erfuhren die Medienschaf-
fenden erst vorOrt, bereits ein-
mal überarbeitet worden. Die
ergänzte Fassung wirft Paul
Witzig nicht mehr versuchte
Nötigung, sondern Nötigung
vor. Ausserdem ist sie um ein
ganzesKapitel zurHofräumung
erweitert – darin findet sich der
ebenfalls neue Vorwurf des
Diebstahls.

Niedermann war selbst da-
mit nicht zufrieden.Die ergänz-
te Anklageschrift sei «leider
nach wie vor unvollständig und
mangelhaft unddeshalb zurück-
zuweisen», sagte er unddrohte:
«Falls diesem Begehren nicht
entsprochenwerden sollte,wer-
denwir uns ernsthaft überlegen
müssen,gegendieStaatsanwalt-
schaft und das Bezirksgericht
Ausstandsbegehrenzu stellen.»

DerGerichtspräsident
bleibtunbeeindruckt
DassdieAnklageschrift«dürftig
gehalten» sei, bemängelte zwar
auch Witzigs Anwalt Daniel
Christen.«AufRückweisung ist

trotzdem zu verzichten, die An-
klageschrift entspricht dem Er-
mittlungsergebnis.» Staatsan-
wältin ClaudiaWidmer sah das
genauso –undwarf demAnwalt
vonUlrichK.Polemikvor: «Der
Privatkläger will seine Interes-
sen offensichtlich mit pseudo-
formellen Anträgen durchset-
zen.» Niedermann antwortete
salopp: «Als Rechtsanwalt darf
ich etwas polemischer sein.»
Den Wortwechsel nahmen so-
wohlPaulWitzig als auchUlrich
K. zurKenntnis, ohne eineMie-
ne zu verziehen.

Als Gerichtspräsident René
Hunziker nach einer kurzen
Pause alle Rückweisungsanträ-
ge abwies,machteNiedermann
seineDrohungwahr und stellte
das Ausstandsbegehren: «Die-
sesVerfahren ist alles andereals

ergebnisoffen und nicht fair.»
Das Bezirksgericht Frauenfeld
habe sich mit der Frage der Be-
fangenheit schon vorgängig be-
fasst, sagte René Hunziker. Er
werdedasAusstandsgesuchans
dafür zuständige Obergericht
weiterleiten. «Bis zum Ent-
scheidwirddasAmtweiter aus-
geübt, deshalb wird die Ver-
handlung fortgesetzt.»

Gesagt, getan – Hunziker
sollte jetzt die Angeklagten be-
fragen. Als Erster wäre Ex-Kan-
tonstierarztWitzig anderReihe
gewesen. Er verweigerte die
Aussage.Dasselbe tatenWitzigs
ehemaligerStellvertreter,Ulrich
Weideli, ein weiterer Mitarbei-
ter des Veterinäramts und ein
ebenfalls angeklagter Milch-
inspektor.Deutlichgesprächiger
als die Angeklagten waren eine

Zeugin und ein Zeuge, die am
Nachmittag vorgeladen waren.
DieZeugin, eineehemaligeAn-
gestellte des Veterinäramts,
machte schon vor der Hofräu-
mung Kontrollen auf den Wei-
den von Ulrich K. und rappor-
tierte die Beobachtungen. Sie
habe belastende und entlasten-
de Sachverhalte notiert, könne
sichabernichtmehrgenauerin-
nern. Jedenfalls: «Ichnehmean,
dassHerrWitzig aufgrundmei-
ner Meldungen Kontrollen ver-
anlasst hat.»

EsgabeinenPlanzur
EinigungmitUlrichK.
Nach ihr nahm Andreas Keller,
ehemaligerund inzwischenpen-
sionierter Generalsekretär des
kantonalen Departements für
Inneres und Volkswirtschaft

(DIV), im Zeugenstand Platz –
undgewährte neueEinblicke in
Verhandlungen zwischen dem
Kanton undUlrich K.

Sein ehemaliger Vorgesetz-
ter, alt Kantonsrat Kaspar
Schläpfer, hätte die «CausaK.»
gerne vor seinem Rücktritt im
Frühling 2016 beendet, so Kel-
ler. Schläpfer habe ihn deshalb
beauftragt, mit Ulrich K. und
dessen damaligem Anwalt eine
Einigung zu erzielen. «Unserer
MeinungnachwarUlrichK.mit
derGrösse seinesBetriebsüber-
fordert.» Keller versuchte des-
halb, indenVerhandlungeneine
wesentlicheReduktiondesTier-
bestands zuerzielen –«zumBei-
spiel auf 60 Pferde und keine
weiteren Tiere».

Gemäss Kellers Aussagen
vorGericht waren die Verhand-

lungen«relativweit», ehe sie ins
Stockengerieten.Als imAugust
2017, kurz vorderHofräumung,
Bilder von vernachlässigten
Pferdenauftauchten,wardieEi-
nigung definitiv vomTisch.

Witzighättenicht in
Eigenregieentschieden
ObdasVeterinäramtangehalten
gewesen sei, zugunstenderVer-
handlungennicht konsequenter
gegen Ulrich K. vorzugehen,
fragteGerichtspräsidentHunzi-
ker auch. Von einer solchenAn-
weisungwisseernichts, antwor-
tete Keller nach einigem Über-
legen.BeiGesprächenzwischen
demKantonstierarztunddessen
Chef, ab 2016 Regierungsrat
Walter Schönholzer, sei er aber
nie dabei gewesen.

Keller war sich trotzdem si-
cher: «Witzig hätte nie von sich
aus eineHofräumung veranlas-
sen können.» Dafür hätte er
überdenRegierungsratundeine
eigenseinberufeneArbeitsgrup-
pehinwegdenBund,dieArmee,
diePolizei unddieStaatsanwalt-
schaft aufbieten müssen. «Die
politische Dimension des Falls
war schon da, Witzig hätte die
Mittel nicht gehabt.»

Dass der ehemalige Kan-
tonstierarzt mit mehr unange-
meldeten Kontrollen gegen Ul-
rich K. hätte vorgehen können,
bezweifelte Keller ebenfalls.
«Ich sage: Ob angemeldet oder
nicht, der Zustand auf demHof
war immergleich.»Erbeschrieb
die Unordnung auf dem Hof in
Hefenhofen, der sonst regungs-
lose Ulrich K. wippte plötzlich
auffällig schnellmit einemStift,
den er in der rechtenHand hat-
te, undKeller sagte:«Mankonn-
te den Hof nicht in zwei, drei
Stundenaufräumen,dafürhätte
maneinVierteljahr gebraucht.»

Hinweis
Der Prozesswird amDonnerstag
mit den Plädoyers der Staatsan-
waltschaft und der Vertreter der
Privatkläger fortgesetzt.

Der ehemalige Kantonstierarzt Paul Witzig erscheint amMittwochmorgen vor Gericht. Bild: Andrea Tina Stalder


